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Virtuelle Ordentliche Hauptversammlung der Amadeus FiRe AG am 19. Mai 2022 

Erläuterungen zu den Rechten der Aktionäre nach §§ 122 Abs. 2, 126 Abs. 1, 127 AktG und 

den relevanten Vorschriften des Gesetzes über Maßnahmen im Gesellschafts-, Genossen-

schafts-, Vereins-, Stiftungs- und Wohnungseigentumsrecht zur Bekämpfung der Auswir-

kungen der COVID-19-Pandemie („COVID-19-Gesetz“)  

Den Aktionären stehen im Vorfeld und in der Hauptversammlung unter anderem die folgenden 

Rechte zu: 

1 Ergänzung der Tagesordnung (§ 122 Abs. 2 AktG) 

Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des Grundkapitals (entspricht 

285.903 Aktien) oder den anteiligen Betrag am Grundkapital von EUR 500.000 erreichen, 

können nach der Maßgabe des § 122 Abs. 2 AktG verlangen, dass Gegenstände auf die 

Tagesordnung gesetzt und bekanntgemacht werden. Jedem neuen Gegenstand muss eine 

Begründung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. Das Verlangen ist schriftlich mit dem 

Nachweis über das Erreichen der Mindestaktienzahl an den Vorstand der Gesellschaft unter 

folgender Adresse zu richten: 

Amadeus FiRe AG 

Vorstand  

Hanauer Landstraße 160 

60314 Frankfurt am Main 

Es muss der Gesellschaft mindestens 30 Tage vor der Versammlung, also bis spätestens 

18. April 2022, 24:00 Uhr (MESZ), zugehen.  

Die Antragsteller haben nachzuweisen, dass sie seit mindestens 90 Tagen vor dem Tag des 

Zugangs des Verlangens Inhaber der Aktien sind und dass sie die Aktien bis zur Entschei-

dung des Vorstands über den Antrag halten. Für den Nachweis reicht eine entsprechende 

Bestätigung des depotführenden Instituts aus. Bei der Berechnung der Aktienbesitzzeit ist 

§ 70 AktG zu beachten, der in bestimmten Fällen zu einer Fiktion bzw. Zurechnung des Ak-

tienbesitzes führt. 

Bekanntzumachende Ergänzungen der Tagesordnung werden – soweit sie nicht bereits mit 

der Einberufung der Hauptversammlung bekannt gemacht wurden – unverzüglich nach Zu-

gang des Verlangens im Bundesanzeiger bekannt gemacht und solchen Medien zur Veröf-

fentlichung zugeleitet, bei denen davon ausgegangen werden kann, dass sie die Information 

in der gesamten Europäischen Union verbreiten. Sie werden außerdem auf der Internetseite 

der Gesellschaft unter 

http://www.amadeus-fire.de/investor-relations/hauptversammlung/ 

bekannt gemacht und nach § 125 Abs. 1 Satz 3 AktG mitgeteilt. 

Über den im Rahmen einer zulässigen Tagesordnungsergänzung bekanntgemachten Be-

schlussvorschlag wird während der Hauptversammlung abgestimmt werden. 

Die diesen Aktionärsrechten zugrundeliegenden gesetzlichen Regelungen lauten auszugs-

weise wie folgt:  

http://www.amadeus-fire.de/investor-relations/hauptversammlung/
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§ 70 AktG 

Ist die Ausübung von Rechten aus der Aktie davon abhängig, dass der Aktionär während 

eines bestimmten Zeitraums Inhaber der Aktie gewesen ist, so steht dem Eigentum ein An-

spruch auf Übereignung gegen ein Kreditinstitut, ein Finanzdienstleistungsinstitut, ein Wert-

papierinstitut oder ein nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 des 

Kreditwesengesetzes tätiges Unternehmen gleich. Die Eigentumszeit eines Rechtsvorgän-

gers wird dem Aktionär zugerechnet, wenn er die Aktie unentgeltlich, von seinem Treuhän-

der, als Gesamtrechtsnachfolger, bei Auseinandersetzung einer Gemeinschaft oder bei ei-

ner Bestandsübertragung nach § 13 des Versicherungsaufsichtsgesetzes oder § 14 des Ge-

setzes über Bausparkassen erworben hat. 

§ 121 Abs. 7 AktG 

Bei Fristen und Terminen, die von der Versammlung zurückberechnet werden, ist der Tag 

der Versammlung nicht mitzurechnen. Eine Verlegung von einem Sonntag, einem Sonn-

abend oder einem Feiertag auf einen zeitlich vorausgehenden oder nachfolgenden Werktag 

kommt nicht in Betracht. Die §§ 187 bis 193 des Bürgerlichen Gesetzbuchs sind nicht ent-

sprechend anzuwenden. Bei nichtbörsennotierten Gesellschaften kann die Satzung eine an-

dere Berechnung der Frist bestimmen. 

§ 122 Abs. 1, 2 AktG 

(1) Die Hauptversammlung ist einzuberufen, wenn Aktionäre, deren Anteile zusammen 

den zwanzigsten Teil des Grundkapitals erreichen, die Einberufung schriftlich unter Angabe 

des Zwecks und der Gründe verlangen; das Verlangen ist an den Vorstand zu richten. Die 

Satzung kann das Recht, die Einberufung der Hauptversammlung zu verlangen, an eine 

andere Form und an den Besitz eines geringeren Anteils am Grundkapital knüpfen. Die An-

tragsteller haben nachzuweisen, dass sie seit mindestens 90 Tagen vor dem Tag des Zu-

gangs des Verlangens Inhaber der Aktien sind und dass sie die Aktien bis zur Entscheidung 

des Vorstands über den Antrag halten. § 121 Absatz 7 ist entsprechend anzuwenden. 

(2) In gleicher Weise können Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil 

des Grundkapitals oder den anteiligen Betrag von 500.000 Euro erreichen, verlangen, dass 

Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt und bekanntgemacht werden. Jedem neuen 

Gegenstand muss eine Begründung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. Das Verlangen 

im Sinne des Satzes 1 muss der Gesellschaft mindestens 24 Tage, bei börsennotierten Ge-

sellschaften mindestens 30 Tage vor der Versammlung zugehen; der Tag des Zugangs ist 

nicht mitzurechnen. 

§ 125 Abs. 1 AktG (Auszug) 

Der Vorstand einer Gesellschaft, die nicht ausschließlich Namensaktien ausgegeben hat, 

hat die Einberufung der Hauptversammlung mindestens 21 Tage vor derselben wie folgt 

mitzuteilen: 

1. den Intermediären, die Aktien der Gesellschaft verwahren, 

2. den Aktionären und Intermediären, die die Mitteilung verlangt haben, und 

3. den Vereinigungen von Aktionären, die die Mitteilung verlangt haben oder die in der letz-

ten Hauptversammlung Stimmrechte ausgeübt haben. 
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Der Tag der Mitteilung ist nicht mitzurechnen. Ist die Tagesordnung nach § 122 Abs. 2 zu 

ändern, so ist bei börsennotierten Gesellschaften die geänderte Tagesordnung mitzuteilen. 

(…) 

2 Gegenanträge und Wahlvorschläge (§§ 126 Abs. 1, 127 AktG) 

Jeder Aktionär ist gemäß § 126 Abs. 1 AktG berechtigt, Gegenanträge zu den Beschluss-

vorschlägen von Vorstand und/oder Aufsichtsrat zu den Punkten der Tagesordnung zu stel-

len. 

Gegenanträge, die der Gesellschaft bis spätestens 14 Tage vor der Versammlung, d.h. spä-

testens bis zum 04. Mai 2022, 24:00 Uhr (MESZ), mit dem Nachweis der Aktionärseigen-

schaft des Antragstellers, unter der nachfolgenden Adresse zugegangen sind, werden von 

der Gesellschaft – vorbehaltlich § 126 Abs. 2 und 3 AktG – den anderen Aktionären auf der 

Internetseite der Gesellschaft unter  

http://www.amadeus-fire.de/investor-relations/hauptversammlung/ 

einschließlich des Namens des Aktionärs und der Begründung unverzüglich zugänglich ge-

macht:  

Amadeus FiRe AG 

Herrn Jan Hendrik Wessling / Herrn Robert Döring 

Hanauer Landstraße 160 

60314 Frankfurt am Main; oder 

per Fax: 0 69/9 68 76-1 82; oder 

per E-Mail: investor-relations@amadeus-fire.de 

Anderweitig adressierte Gegenanträge werden nicht zugänglich gemacht. Eventuelle Stel-

lungnahmen der Verwaltung werden anschließend ebenfalls unter der genannten Internet-

adresse veröffentlicht. 

Die Gesellschaft ist unter den Voraussetzungen des § 126 Abs. 2 AktG nicht verpflichtet, 

einen Gegenantrag und dessen Begründung oder einen Wahlvorschlag zugänglich zu ma-

chen. Die Begründung eines zulässigen Gegenantrags braucht ferner nicht zugänglich ge-

macht zu werden, wenn sie insgesamt mehr als 5.000 Zeichen beträgt. 

Der Vorstand behält sich vor, Gegenanträge und ihre Begründungen gemäß § 126 Abs. 3 

AktG zusammenzufassen, wenn mehrere Aktionäre zu demselben Gegenstand der Be-

schlussfassung Gegenanträge stellen. 

Diese Regelungen gelten gemäß § 127 AktG sinngemäß für Gegenvorschläge eines Aktio-

närs im Hinblick auf die Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder von Abschlussprüfern. Sol-

che Vorschläge müssen jedoch nicht begründet werden. Zusätzlich zu den in § 126 Abs. 2 

AktG genannten Gründen braucht der Vorstand einen Wahlvorschlag unter anderem auch 

dann nicht zugänglich zu machen, wenn der Vorschlag nicht Namen, ausgeübten Beruf und 

Wohnort des Kandidaten enthält. Vorschläge zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern müssen 

auch dann nicht zugänglich gemacht werden, wenn ihnen keine Angaben zu der 

http://www.amadeus-fire.de/investor-relations/hauptversammlung/
mailto:investor-relations@amadeus-fire.de
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Mitgliedschaft der vorgeschlagenen Aufsichtsratskandidaten in anderen gesetzlich zu bil-

denden Aufsichtsräten im Sinne von § 125 Abs. 1 Satz 5 AktG beigefügt sind. 

Ein nach den §§ 126, 127 AktG zugänglich zu machender Gegenantrag oder Wahlvorschlag 

wird im Rahmen der virtuellen Hauptversammlung als gestellt berücksichtigt, wenn der an-

tragstellende bzw. den Wahlvorschlag unterbreitende Aktionär ordnungsgemäß zur Haupt-

versammlung angemeldet ist.  

Die diesen Aktionärsrechten zugrundeliegenden gesetzlichen Regelungen lauten auszugs-

weise wie folgt:  

§ 124 Abs. 3 Satz 4 AktG 

Der Vorschlag zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder Prüfern hat deren Namen, aus-

geübten Beruf und Wohnort anzugeben. 

§ 125 Abs. 1 Satz 5 AktG 

Bei börsennotierten Gesellschaften sind einem Vorschlag zur Wahl von Aufsichtsratsmitglie-

dern Angaben zu deren Mitgliedschaft in anderen gesetzlich zu bildenden Aufsichtsräten 

beizufügen; Angaben zu ihrer Mitgliedschaft in vergleichbaren in- und ausländischen Kon-

trollgremien von Wirtschaftsunternehmen sollen beigefügt werden. 

§ 126 AktG 

(1) Anträge von Aktionären einschließlich des Namens des Aktionärs, der Begründung 

und einer etwaigen Stellungnahme der Verwaltung sind den in § 125 Abs. 1 bis 3 genannten 

Berechtigten unter den dortigen Voraussetzungen zugänglich zu machen, wenn der Aktionär 

mindestens 14 Tage vor der Versammlung der Gesellschaft einen Gegenantrag gegen einen 

Vorschlag von Vorstand und Aufsichtsrat zu einem bestimmten Punkt der Tagesordnung mit 

Begründung an die in der Einberufung hierfür mitgeteilte Adresse übersandt hat. Der Tag 

des Zugangs ist nicht mitzurechnen. Bei börsennotierten Gesellschaften hat das Zugäng-

lichmachen über die Internetseite der Gesellschaft zu erfolgen. § 125 Abs. 3 gilt entspre-

chend. 

(2) Ein Gegenantrag und dessen Begründung brauchen nicht zugänglich gemacht zu 

werden,  

1. soweit sich der Vorstand durch das Zugänglichmachen strafbar machen würde, 

2. wenn der Gegenantrag zu einem gesetz- oder satzungswidrigen Beschluss der 

Hauptversammlung führen würde, 

3. wenn die Begründung in wesentlichen Punkten offensichtlich falsche oder irre-

führende Angaben oder wenn sie Beleidigungen enthält, 

4. wenn ein auf denselben Sachverhalt gestützter Gegenantrag des Aktionärs be-

reits zu einer Hauptversammlung der Gesellschaft nach § 125 zugänglich ge-

macht worden ist, 

5. wenn derselbe Gegenantrag des Aktionärs mit wesentlich gleicher Begründung 

in den letzten fünf Jahren bereits zu mindestens zwei Hauptversammlungen der 

Gesellschaft nach § 125 zugänglich gemacht worden ist und in der Hauptver-

sammlung weniger als der zwanzigste Teil des vertretenen Grundkapitals für ihn 

gestimmt hat, 
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6. wenn der Aktionär zu erkennen gibt, dass er an der Hauptversammlung nicht 

teilnehmen und sich nicht vertreten lassen wird, oder 

7. wenn der Aktionär in den letzten zwei Jahren in zwei Hauptversammlungen ei-

nen von ihm mitgeteilten Gegenantrag nicht gestellt hat oder nicht hat stellen 

lassen. 

Die Begründung braucht nicht zugänglich gemacht werden, wenn sie insgesamt mehr 

als 5.000 Zeichen beträgt. 

(3) Stellen mehrere Aktionäre zu demselben Gegenstand der Beschlussfassung Ge-

genanträge, so kann der Vorstand die Gegenanträge und ihre Begründungen zusammen-

fassen. 

§ 127 AktG (Auszug) 

Für den Vorschlag eines Aktionärs zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder von Ab-

schlussprüfern gilt § 126 sinngemäß. Der Wahlvorschlag braucht nicht begründet zu wer-

den. Der Vorstand braucht den Wahlvorschlag auch dann nicht zugänglich zu machen, wenn 

der Vorschlag nicht die Angaben nach § 124 Abs. 3 Satz 4 und § 125 Abs. 1 Satz 5 enthält. 

(…) 

3 Fragerecht im Wege der elektronischen Kommunikation (§ 1 Abs. 2 COVID-19-Gesetz) 

Gemäß § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 COVID-19-Gesetz wird den Aktionären ein Fragerecht im 

Wege der elektronischen Kommunikation eingeräumt. Der Vorstand hat vorgegeben, dass 

Fragen bis spätestens einen Tag vor der Versammlung im Wege elektronischer Kommuni-

kation einzureichen sind. Der Vorstand wird nach pflichtgemäßem, freiem Ermessen ent-

scheiden, wie er die Fragen beantwortet.  

Zur Hauptversammlung ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre (vgl. den Abschnitt „Teil-

nahme an der virtuellen Hauptversammlung“) können ihre Fragen bis 17. Mai 2022, 24:00 

(MESZ) Uhr (Zugang), der Gesellschaft ausschließlich im Wege der elektronischen Kommu-

nikation über das passwortgeschützte Aktionärsportal unter http://www.amadeus-fire.de/in-

vestor-relations/hauptversammlung übermitteln. Die notwendigen Zugangsdaten für das Ak-

tionärsportal können die Aktionäre dem per Post übersandten HV-Ticket entnehmen. Um 

den rechtzeitigen Erhalt des HV-Tickets sicherzustellen, bitten wir die Aktionäre, frühzeitig 

für die Übersendung der erforderlichen Anmeldung und des Nachweises des Anteilsbesitzes 

Sorge zu tragen. 

Die dem Fragerecht zugrundeliegende gesetzliche Regelung lautet wie folgt: 

§ 1 COVID-19-Gesetz (Auszug) 

(2) Der Vorstand kann entscheiden, dass die Versammlung ohne physische Präsenz 

der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten als virtuelle Hauptversammlung abgehalten wird, 

sofern, 

(…) 

3. den Aktionären ein Fragerecht im Wege der elektronischen Kommunikation ein-

geräumt wird, 

(…) 

http://www.amadeus-fire.de/investor-relations/hauptversammlung
http://www.amadeus-fire.de/investor-relations/hauptversammlung
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Der Vorstand entscheidet nach pflichtgemäßem, freiem Ermessen, wie er Fragen beantwor-

tet; er kann auch vorgeben, dass Fragen bis spätestens einen Tag vor der Versammlung im 

Wege elektronischer Kommunikation einzureichen sind. Anträge oder Wahlvorschläge von 

Aktionären, die nach § 126 oder § 127 des Aktiengesetzes zugänglich zu machen sind, gel-

ten als in der Versammlung gestellt, wenn der den Antrag stellende oder den Wahlvorschlag 

unterbreitende Aktionär ordnungsgemäß legitimiert und zur Hauptversammlung angemeldet 

ist. 

 


